
Resolution des Amtes Moorrege gegen Fracking 
 
 
Der Amtsausschuss des Amtes Moorrege hat mit großer Besorgnis zur Kenntnis ge-
nommen, dass das Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie in Clausthal-
Zellerfeld als Bergbehörde Schleswig-Holsteins für Gebiete des Kreises Pinneberg 
und Umgebung die Erhebung von seismischen Daten „zur Aufsuchung von Kohlen-
wasserstoffen“ erlaubt. Aus Sicht des Amtsausschusses des Amtes Moorrege ist dies 
der erste Schritt zum sogenannten Fracking und beinhaltet die Gefahr, dass in die-
sem Zuge wassergefährdende chemische Substanzen zur Erdgasgewinnung zum 
Einsatz kommen. 
 
Der Amtsausschuss des Amtes Moorrege fordert die Landes- und Bundesregierung 
sowie die Europäische Union auf, sich diesbezüglich einzusetzen für: 
 

- Ein sofortiges, ausnahmsloses Verbot sämtlicher Formen von Fracking bei Er-
forschung, Aufsuchung und Gewinnung fossiler Energieträger unabhängig da-
von, ob die Rissbildung mit oder ohne Einsatz giftiger Chemikalien, hydrau-
lisch oder andersartig erzeugt wird. 
 

- Ein generelles Verbot der Verpressung des Rückflusses oder der untertägigen 
Ablagerung von Fluiden und Lagerstättenwässer. 
 

- Eine Novellierung des Bergrechts. Die höchsten Umweltstandrads und Beteili-
gungsrechte der Öffentlichkeit haben im Fokus der Novellierung zu stehen. 
 

- Ein generelles Verbot des Handels und Imports von fossilen Energieträgern 
die durch das Fracking Verfahren gewonnen bzw. gefördert wurden. 

 
Die Landesregierung wird gebeten, sich auf Bundes- und europäischer Ebene für die 
Umsetzung der vorgenannten Forderungen einzusetzen. 


